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Der Gemeinderat der Gemeinde Bernsdorf beabsichtigt diese Bauleitplanung, 
bestehend aus den Teilen: 

 
 - Planzeichnung  
   
 - Festsetzungen  
   
 - Begründung 

  (wird nicht Bestandteil der Satzung) 
 
als Satzung zu beschließen. 
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1.  Rechtsgrundlagen 

Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 
(BGBl. I S. 3634), das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 20.12.2023 (BGBl. 
2023 I Nr. 394) geändert worden ist. 

Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
21.11.2017 (BGBl. I S.3786), die durch Artikel 2 des Gesetzes vom 03.07.2023 
(BGBl. 2023 I Nr. 176) geändert worden ist. 

Planzeichenverordnung (PlanzV) vom 18.12.1990 (BGBl. I S.58), die zuletzt durch 
Artikel 3 des Gesetzes vom 14.06.2021 (BGBl. I S. 1802) geändert worden ist. 

Raumordnungsgesetz (ROG) i.d.F. vom 22.12.2008 (BGBl. I, S. 2986), das zuletzt 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 22.03.2023 (BGBl. 2023 I Nr. 88) geändert 
worden ist. 

Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) vom 29.07.2009 (BGBl. I, S. 2542), das 
zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 03.07.2024 (BGBl. 2024 I Nr. 225) 
geändert worden ist. 

Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung (BBodSchV) vom 09.07.2021 
(BGBl. I S. 2598, 2716). 

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 18. März 2021 (BGBl. I S. 540), das zuletzt durch Artikel 13 
des Gesetzes vom 08.05.2024 (BGBl. 2024 I Nr. 151) geändert worden ist. 

Gesetz zur Gleichstellung von Menschen mit Behinderung (Behindertengleich-
stellungsgesetz �± BGG) vom 27.04.2002 (BGBl. I S. 1467, 1468), das zuletzt durch 
Artikel 7 des Gesetzes vom 23.05.2022 (BGBl. I S. 760) geändert worden ist. 

Landesrecht: 

Sächsische Bauordnung (SächsBO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
11.05.2016 (SächsGVBl. S. 186), die zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
01.03.2024 (SächsGVBl S. 169) geändert worden ist. 

Sächsische Gemeindeordnung (SächsGemO) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 09.03.2018 (SächsGVBl. S. 62), die zuletzt durch Artikel 2 des 
Gesetzes vom 29.05.2024 (SächsGVBl. S. 500) geändert worden ist. 

Sächsisches Naturschutzgesetz (SächsNatSchG) vom 06.06.2013 (SächsGVBl. 
S. 451), das zuletzt durch Artikel 6 des Gesetzes vom 20.12.2022 (SächsGVBl S. 
705) geändert worden ist. 

Gesetz zur Raumordnung und Landesplanung des Freistaates Sachsen - 
Landesplanungsgesetz (SächsLPlG) vom 11.12.2018 (SächsGVBl. S. 706), das 
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 12.06.2024 (SächsGVBl. S. 522) geändert 
worden ist. 

Sächsisches Denkmalschutzgesetz (SächsDSchG) vom 03.03.1993 
(SächsGVBl. S. 229), das zuletzt durch Artikel 23 des Gesetzes vom 20.12.2022 
(SächsGVBl. S. 705) geändert worden ist. 
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2. Anlass der Planaufstellung, Wohnraumbedarf 

Der Geltungsbereich der Satzung umfasst die Gemarkungen Bernsdorf, Rüsdorf 
und Hermsdorf. 
 
Die Gemeinde Bernsdorf besitzt eine rechtskräftige, 2014 erstellte Klarstellungs- 
und Ergänzungssatzung, woraus der Bürger, die Träger öffentlicher Belange und die 
Gemeindeverwaltung zweifelsfrei ablesen können, ob sich ein am Ortsrand 
errichtetes Gebäude in dem im Zusammenhang bebauten Ortsbereich der 
Gemeinde befindet oder ob es dem Außenbereich zuzuordnen ist. Insbesondere 
aufgrund des ungebrochenen Bedarfs an Wohnbauflächen im Gemeindegebiet soll 
diese Klarstellungs- und Ergänzungssatzung überprüft bzw. überarbeitet werden. 
Die Grenze für die im Zusammenhang bebauten Ortsteile in Bernsdorf und den 
Ortsteilen Hermsdorf und Rüsdorf ist der aktuellen baulichen Situation wie auch der 
aktuellen Kartengrundlage anzupassen und neu festzulegen. 
 
Durch die Eigentümer mehrerer Grundstücke wurde ein Antrag auf Einleitung eines 
Planverfahrens zur Schaffung von Baurecht für Eigenheime, Nebengebäude oder 
Carports gestellt. Es ist zu prüfen, ob mit dem Instrument der Ergänzungssatzung 
die im Außenbereich befindlichen Flurstücke einer Bebauung zugeführt werden 
können. 
 
Gemäß Aufgabenstellung der Gemeinde zur Überarbeitung der Satzung sind 
folgende Flurstücke zu betrachten: 

Ergänzungsflächen: 

Nr. * Flurstück Gemarkung 
   
E 10 (Fläche 4) 538/b Bernsdorf 

E 11 (Fläche 3) 501/4, 501/8 Bernsdorf 

E 12 (Fläche 6) 75 Bernsdorf 

E 13 (Fläche 7) 201 Bernsdorf 

E 14 (Fläche 2) 211/14 Bernsdorf 

E 15 (Fläche 1) 894/4 Bernsdorf 

E 16 (Fläche 5) 135/2, 108/4, 108/8, 108/2, 
108/12 

Hermsdorf 

 
* Bezeichnung Klarstellungs- und Ergänzungssatzung (Fortführung der Nummerierung Planzeichnung) 
sowie Nummerierung Aufstellungsbeschluss (Beschluss Nr. 194/41/2024) 
 
Die Änderungen durch eine aktualisierte Klarstellung sowie Ergänzungen des Innen-
bereiches machen eine Überarbeitung der textlichen Festsetzungen und Hinweise 
durch Ergänzungen, Änderungen oder Entfall erforderlich. 
 
Die nachrichtliche Übernahme der Bauleitplanungen (Bebauungspläne, Vorhaben- 
und Erschließungspläne, Vorhabenbezogene Bebauungspläne) erfolgte bereits bei 
der Erarbeitung der Klarstellungs- und Ergänzungssatzung 2014. Der Verfahrens-
stand wird erneut geprüft und ggfs. überarbeitet. Weiterhin werden die Gesetzes-
grundlagen zum Zeitpunkt des Satzungsbeschlusses aktualisiert. 
 
Der Gemeinderat Bernsdorf hat beschlossen für die zulässigen Ergänzungsflächen 
auf der Grundlage des § 34 Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 die rechtskräftige Klarstellungs- und 
Ergänzungssatzung zu ändern und Baurecht im betreffenden Bereich zu schaffen. 
Beachtung findet dabei der aktuelle nach § 34 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 festgestellte 



Klarstellungs- und Ergänzungssatzung Bernsdorf 

__________________________________________________________________________________ 
 
Sachsen Consult Zwickau August 2024  Seite 7 

Innenbereich. Damit folgt er den Anforderungen an die Gemeinde nach § 1 Abs. 5 
und 6 BauGB und dabei insbesondere dem § 1 Abs. 6 Nr. 2 und 3 BauGB zur 
sozialgerechten Eigentumsschaffung. 
 
Nach erster Prüfung der zu untersuchenden Flurstücke wurde festgestellt, dass die 
Fläche E16 (Straßenmeisterei) keiner Ergänzung bedarf. Der Bereich ist ggfs. im 
Zuge der Flächennutzungsplanänderung anzupassen (Änderung der Art der bau-
lichen Nutzung: GE �o  MI). Das Wohnhaus Obere Hauptstraße Nr. 87, Flurstücke 
108/2 und 108/12 ist im Bestand vorhanden und wird klargestellt. 
 
Die im Aufstellungsbeschluss der Gemeinde zu ergänzende Fläche Flurstück 
211/14 Gemarkung Bernsdorf (Ergänzung E 14, Aufstellungsbeschluss Fläche 2) 
wird nach Abstimmungen mit den Eigentümern im Zuge der 2. Änderung der Klar-
stellungs- und Ergänzungssatzung nicht weiter verfolgt. 
 
Insbesondere zum schonenden Umgang mit Grund und Boden sind örtliche Ergänz-
ungen Neuerschließungen von Baufeldern vorzuziehen. Für Ergänzungsflächen 
entfällt u.a. die verkehrliche Erschließung und dadurch zu einem geringeren 
Bodenverbrauch als bei neuen Baugebieten führt. Das Vorhaben entspricht somit 
den Zielen und Grundsätzen der Landesplanung nach sparsamem Umgang mit 
Grund und Boden und der ausschließlichen Flächenausweisung entsprechend des 
aktuell konkreten Bedarfes der Gemeinde. Für alle Ergänzungsflächen ist ein 
aktueller Bedarf vorhanden. 
 
Wohnraumbedarf 
Grundsätzlich betrifft die hohe Nachfrage nach Wohnbauland in der Gemeinde über-
wiegend den Sektor Einzelhausbau. Insbesondere für junge Familien sind moderne 
Wohnstandorte zu schaffen. Da dem Wunsch der Bürger der Gemeinde zum Bau 
von neuen Eigenheimen entsprochen werden muss (§ 1 Abs. 3 Satz 1 BauGB), 
verbleibt der Gemeinde Bernsdorf neben den bereits genehmigten Wohngebieten 
die Möglichkeit der inneren Verdichtung noch unbebauter Flächen und die Bauland-
schaffung mittels Satzung nach § 34 Baugesetzbuch (BauGB). Die Einbeziehungs-
flächen (E12, E13) befinden sich in einem Bereich mit umgebender Wohnbebauung. 
 
Der Bauflächenbedarf im Außenbereich resultiert insbesondere daraus, dass kaum 
alternativen Baugrundstücke bzw. Potenziale im Innenbereich sowie in den geneh-
migten Bebauungsplangebieten momentan zur Verfügung stehen. Die Bebauungs-
plangebiete sind alle fast vollständig ausgeschöpft. Mit dem derzeitigen Angebot 
von Wohnbauflächen (in rechtskräftigen Bebauungsplänen und Satzungen) kann 
die weitere Eigenentwicklung der Gemeinde Bernsdorf nicht abgedeckt werden. 

Bezeichnung Bebauungspläne und 
Satzungen, Bernsdorf 

Auslastung, freie Wohneinheiten 

  

Wohnbaugebiet I 90%, 2 freie Wohneinheiten; kein Zugriff 
durch die Gemeinde 

Wohnbaugebiet II 100% 

insgesamt 2 freie WE 

Tabelle 1: Auslastung der genehmigten Bebauungspläne der Gemeinde Bernsdorf 

Die Ergänzungsflächen der Klarstellungs- und Ergänzungssatzung sieht den Neu- / 
Anbau von nur zwei Eigenheimen (Flurstücke 75 und 201 Gemarkung Bernsdorf) 
vor. Die anderen Ergänzungen sind für den Bau von Nebengebäuden oder Carports 
vorgesehen, die sich aktuell im Außenbereich befinden, so dass der Bedarf für diese 
Planung besteht.   
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Die Flächen stehen sofort zur Verfügung. Mit der Ausweisung von neuem Wohnbau-
land wird die Gemeinde ihrer Funktion als Teil des mittelzentralen Städtebundes 
Sachsenring (Verdichtungsraum) gerecht. 

3.  Klarstellungssatzung nach § 34 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 BauGB 

3.1. Allgemeines 

Die Klarstellungssatzung dient der eindeutigen Abgrenzung zwischen Innen- und 
Außenbereich und damit gleichzeitig der Feststellung, welche Grundstücke grund-
sätzlich bebaut werden können und welche nur einer privilegierten Nutzung (nach  
§ 35 BauGB) zugänglich sind. Alle in der Satzung aufgenommenen Grundstücke 
müssen sich eindeutig dem Innenbereich zuordnen lassen. 
 
Nach § 34 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 BauGB kann mittels Klarstellung kein neues Bauland 
ausgewiesen werden. Sie zeichnet lediglich (klarstellend) den tatsächlichen Verlauf 
des Innenbereichs nach und hat ausschließlich deklaratorische, d. h. bestätigende 
Wirkung. Alle dort aufgeführten Grundstücke müssen Innenbereichsqualitäten im 
Sinne des § 34 Abs. 1 BauGB besitzen. 
 
Ein Grundstück liegt in einem im Zusammenhang bebauten Ortsteil, 

�‡ wenn das Gebiet von einem städtebaulichen Gewicht und von einer 
organischen Siedlungsstruktur geprägt ist, 

�‡ das Grundstück in einem solchen Bebauungszusammenhang zu einem 
Ortsteil liegt, dass der Eindruck der Geschlossenheit und Zusammen-
gehörigkeit gewahrt bleibt, 

�‡ das Grundstück erschlossen ist und 
�‡ wenn die Bauwerke dem ständigen Aufenthalt von Menschen dienen. 
 

Aufgabe der Klarstellungssatzung ist es vornehmlich, Klarheit über den Verlauf der 
tatsächlichen Grenze zwischen Innen- und Außenbereich zu schaffen und insofern 
öffentlichen Planungsträgern bindende Vorgaben für ihre Entscheidungen zu 
machen. 

3.2. Änderung der Klarstellungssatzung, Verfahren 

Inzwischen wurden Planungen (Ergänzungen) der rechtskräftigen Satzung sowie 
der 1. Änderung umgesetzt; so dass auch die Klarstellungssatzung der Gemeinde 
Bernsdorf angepasst wird. 
 
§ 34 Abs. 6 sieht für den Erlass einer Satzung nach § 34 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 mit 
Ausnahme der Bekanntmachungsvorschrift (Absatz 6 Satz 2) keine städtebau-
rechtlichen Verfahrensregelungen vor. Anders als Satzungen nach Absatz 4 Satz 1 
Nr. 2 und 3 bedarf die Klarstellungssatzung nicht der vorherigen Beteiligung der 
Öffentlichkeit und der Behörden.  
 
Da bei der 2. Änderung der Klarstellungs- und Ergänzungssatzung die Klarstell-
ungssatzung mit einer Satzung nach Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 (Ergänzungssatzung) 
verbunden ist, wird eine Beteiligung der Öffentlichkeit und der Behörden erforder-
lich. 
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3.3. Klarstellungsflächen 

Folgende Flächen wurden inzwischen bebaut und sind dem Innenbereich zuzu-
ordnen. Die Nummerierung der rechtskräftigen Planungen wird fortgesetzt. 
 
VIII: Flurstücke 475/10 und 647/ (Teilbereich), Gemarkung Bernsdorf 

 

Klarstellungsfläche VIII (Einbeziehung 2) 

 

IX: Flurstücke 181/8, 181/9 (Teilbereich) Gemarkung Bernsdorf 

 

Klarstellungsfläche IX (Einbeziehung 3) 
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X: Flurstücke 182, 186, 195, 792/14 (Teilbereiche), Gemarkung Bernsdorf 

 

Klarstellungsfläche X (Einbeziehung 7) 

 

XI: Flurstück 292/25, 292/28 (Teilbereich), Gemarkung Hermsdorf 

 

Klarstellungsfläche IX (Einbeziehung 8) 
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XII: Flurstücke 78/4, 78/6 und 78/7 (Teilbereiche), Gemarkung Hermsdorf 

 

Klarstellungsfläche XII (Einbeziehung 4) 

 
Nr. XIII: Flurstücke 97/9, 97/10 (Teilbereich), Gemarkung Hermsdorf 

 

Klarstellungsfläche XIII (Einbeziehung 9) 
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XIV: Flurstück 162/12, Gemarkung Hermsdorf 

 

Klarstellungsfläche XIV (Einbeziehung 6) 

 
 
XV: Flurstücke 108/2 und 108/12, Gemarkung Hermsdorf 

 

Klarstellungsfläche XV 
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4.  Ergänzungssatzung nach § 34 Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 BauGB 

4.1. Allgemeines 

Ergänzungen nach § 34 Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 BauGB haben eine Klarstellung des 
Innenbereiches zur Grundlage. Mit Hilfe der Ergänzungssatzung können einzelne 
unbebaute Außenbereichsflächen in den nach § 34 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 BauGB klar-
gestellten Innenbereich einbezogen werden. 
 
Das bloße Angrenzen eines Grundstücks an den Innenbereich reicht nicht aus, um 
die Einbeziehung in den Innenbereich zu begründen. Voraussetzung ist nach dem 
Willen des Gesetzgebers immer, dass die mit der Satzung beabsichtigte Entwick-
lung städtebaulich vertretbar ist und die aufgenommenen Flächen von der vor-
handenen Bebauung geprägt werden. Da es sich bei den Flächen innerhalb des 
Geltungsbereichs einer Ergänzungssatzung um bisherige Außenbereichsflächen 
handelt, schafft die Ergänzungssatzung hier erstmals Baurecht. Die Zulässigkeit von 
Vorhaben richtet sich nunmehr nach dem § 34 Abs. 1 bis 3 BauGB. 
 
Die Aufstellung einer Ergänzungssatzung dient dazu, die räumliche Abgrenzung des 
unbeplanten Innenbereichs zum Außenbereich an geeigneten Stellen um einzelne 
Flächen / Grundstücke geringfügig zu erweitern und nicht dadurch neue Baugebiete 
am Ortsrand zu entwickeln. Dieses ist der Bebauungsplanung vorbehalten. 

4.2. Zulässigkeitsvoraussetzungen und Einfügungsgebot 

Gemäß § 34 Abs. 1 BauGB ist innerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortsteile 
ein Vorhaben zulässig, wenn 

�‡ es sich nach Art und Maß der baulichen Nutzung, der Bauweise und der über-
 bauten Grundstücksfläche in die Eigenart der näheren Umgebung einfügt, 
�‡ die Erschließung gesichert ist, 
�‡ die Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse gewahrt sind 

und 
�‡ das Ortsbild nicht beeinträchtigt wird. 
 
Weiterhin ist für die Aufstellung der Ergänzungssatzung gemäß § 34 Abs. 5 BauGB 
Voraussetzung, dass: 

�‡ sie mit einer geordneten städtebaulichen Entwicklung vereinbar sind, 
�‡ die Zulässigkeit von Vorhaben, die einer Pflicht zur Durchführung einer 

Umweltverträglichkeitsprüfung nach Anlage 1 zum Gesetz über die Umwelt-
verträglichkeitsprüfung oder nach Landesrecht unterliegen, nicht begründet 
wird und 

�‡ keine Anhaltspunkte für die Beeinträchtigung der in § 1 Abs. 6 Nr. 7b BauGB 
 genannten Schutzgüter (FFH- und Vogelschutzgebiete) bestehen. 
 
Eine geordnete städtebauliche Entwicklung besteht nicht, wenn Ortsteile in die freie 
Landschaft hinein erweitert bzw. Bebauungsplangebiete abgerundet werden. 
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4.3. Verfahren 

Bei der Aufstellung der Ergänzungssatzung nach Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 sind die Vor-
schriften über die Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung nach § 13 Abs. 2 Satz 1 
Nr. 2 und 3 sowie Satz 2 entsprechend anzuwenden (vereinfachtes Verfahren). Die 
Bekanntmachung der Satzung erfolgt in entsprechender Anwendung des § 10 Abs. 
3 BauGB. Danach ist der Beschluss über die Satzung ortsüblich bekannt zu 
machen. Mit der Bekanntmachung tritt die Satzung in Kraft. Ergänzungssatzungen 
sind genehmigungsfrei. 
 
Der Gemeinderat der Gemeinde Bernsdorf hat am 16.04.2024 die Aufstellung der 
Ergänzungssatzung nach § 34 Abs. 4 S. 1 Nr. 3 BauGB für 7 Flächen im Gemeinde-
gebiet beschlossen. Zu dem Entwurf der Ergänzungssatzung in der Fassung vom 
August 2024 werden die folgenden Behörden und Träger öffentlicher Belange 
gemäß § 4 Abs. 2 BauGB beteiligt: 
 
Träger öffentlicher Belange 
�‡ Landesdirektion Chemnitz, Abt. Raumordnung, Stadtentwicklung 
�‡ Planungsverband Region Chemnitz, Verbandsgeschäftsstelle 
�‡ Landratsamt Zwickau 
�‡ Polizeidirektion Zwickau 
�‡ Landesamt für Denkmalpflege Sachsen 
�‡ Sächsisches Oberbergamt 
�‡ Sächsisches Landesamt für Umwelt, Landwirtschaft und Geologie 
�‡ Landesamt für Archäologie Sachsen 
�‡ Staatsbetrieb Sächs. Immobilien- und Baumanagement 
�‡ Bundesanstalt für Immobilienaufgaben 
�‡ Regionaler Zweckverband Wasserversorgung RZV 
�‡ WAD GmbH 
�‡ Mitteldeutsche Netzgesellschaft Strom mbH, Netzregion Südsachsen 
�‡ SÜWESA NETZ GmbH 
�‡ inetz GmbH 
�‡ Zweckverband Abfallwirtschaft Südwestsachsen 
�‡ Deutsche Telekom Netzproduktion GmbH 
�‡ Bundesnetzagentur, Abteilung Ausbau Stromnetze 
 
Nachbargemeinden: 
�‡ Stadtverwaltung Hohenstein-Ernstthal 
�‡ Stadtverwaltung Oberlungwitz 
�‡ Gemeindeverwaltung St. Egidien 
�‡ Stadtverwaltung Lichtenstein/Sa. 
�‡ Gemeindeverwaltung Hohndorf 
�‡ Gemeindeverwaltung Gersdorf 
�‡ Gemeindeverwaltung Mülsen 
 
Der Entwurf der Ergänzungssatzung wird mit der Begründung gemäß § 3 Abs. 2 
BauGB im Internet veröffentlicht und öffentlich ausgelegt. Zuletzt beschließt die 
Gemeinde die Klarstellungs- und Ergänzungssatzung der Gemeinde Bernsdorf 
gemäß § 10 Abs. 1 BauGB als Satzung. 
 
Bei der Aufstellung der Ergänzungssatzung nach Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 sind die Vor-
schriften über die Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung nach § 13 Abs. 2 Satz 1 
Nr. 2 und 3 sowie Satz 2 entsprechend anzuwenden (vereinfachtes Verfahren). 
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4.4. Planungsziele 

Die planerischen Zielvorstellungen der Gemeinde Bernsdorf werden von der 
Änderung nicht berührt. Folgende planerischen Zielvorstellungen sollen weiterhin 
Bestandteil dieser Bauleitplanung werden: 

�‡ geordnete Flächennutzung im Bereich erschlossener Flurstücke mittels 
Baulandausweisung für den örtlichen Bedarf 

�‡ Bereitstellung von kostengünstigem erschlossenem Bauland als eine Kompo-
nente zur Deckung des Eigenbedarfes der Gemeinde bzw. zur Erweiterung 
bestehender Wohnbauflächen durch Anbauten, Nebengebäude  oder Carports 

�‡ Vorgabe von Festsetzungen nach § 9 Abs. 1 BauGB zur Wahrung des 
Ortsbildes unter Beachtung der Baustruktur in diesem Ortsbereich, 

�‡ Ausgleich des Eingriffes durch Festsetzung von Ausgleichsleistungen. 

4.5. übergeordnete planerische Vorgaben, erforderliche Fachleistungen 

4.5.1. Vorhandene bzw. in Aufstellung befindliche überörtliche Planungen 

Landesentwicklungsplanes Sachsen 2013 
Der Landesentwicklungsplan (LEP) ist das zusammenfassende, überörtliche und 
fachübergreifende landesplanerische Gesamtkonzept der Staatsregierung zur räum-
lichen Ordnung und Entwicklung des Freistaats Sachsen. Im LEP sind die Ziele und 
Grundsätze der Raumordnung für die räumliche Ordnung und Entwicklung des 
Freistaates Sachsen auf der Grundlage einer Bewertung des Zustandes von Natur 
und Landschaft sowie der Raumentwicklung festgelegt. 
 
Für die allgemeine Siedlungsentwicklung in den Gemeinden gelten die landes-
planerischen Vorgaben des Kapitels 2.2.1 zum Siedlungswesen im LEP. Die darin 
enthaltenen Ziele und Grundsätze der Raumordnung sind von den Gemeinden bei 
der Aufstellung von Bauleitplänen aufgrund bundesrechtlicher Regelungen zu 
beachten bzw. zu berücksichtigen (§ 4 Abs. 1 Satz 1 ROG, § 1 Abs. 4 BauGB).  
 
Die Gemeinde Bernsdorf als Teil des Städteverbundes Sachsenring befindet sich im 
Verdichtungsraum zwischen den Oberzentren Zwickau und Chemnitz und grenzt an 
die regionale Verbindungs- und Entwicklungsachse der Bundesstraße B 173. 
 
Raumkategorien 
G 1.2.1 Die Verdichtungsräume sollen in ihren Potenzialen zur Mobilisierung von 
Innovation und Wachstum als landesweit und überregional bedeutsame Leistungs-
träger weiter gestärkt werden. Dazu sollen 

�� Siedlungs- und Verkehrsentwicklung sowie der Städtebau so erfolgen, dass 
verdichtungs- und verkehrsbedingte Umweltbelastungen und Standortbeein-
trächtigungen vermieden beziehungsweise abgebaut, 

�� durch Koordinierung der Flächennutzungsansprüche und eine effiziente 
Flächennutzung die Leistungsfähigkeit von Wirtschaft und Infrastruktur nach-
haltig gesichert, 

�� die Zusammenarbeit in den Stadt �± Umland - Räumen der Zentralen Orte 
intensiviert sowie 

�� die Vernetzung mit den ländlichen Teilräumen weiter ausgebaut werden. 
 
G 1.2.2 Der ländliche Raum soll unter Berücksichtigung seiner siedlungs-
strukturellen Besonderheiten und seiner Vielfalt als attraktiver Lebens-, Wirtschafts-, 
Kultur- �X�Q�G���1�D�W�X�U�U�D�X�P���Z�H�L�W�H�U�H�Q�W�Z�L�F�N�H�O�W���X�Q�G���J�H�V�W�l�U�N�W���Z�H�U�G�H�Q���³ 
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G 1.2.4 Die verdichteten Bereiche im ländlichen Raum sollen als Siedlungs-, Wirt-
schafts- und Versorgungsräume mit ihren Zentralen Orten in ihrer Leistungskraft so 
weiterentwickelt werden, dass von ihnen in Ergänzung zu den Verdichtungsräumen 
Entwicklungsimpulse in den ländlichen Raum insgesamt ausgehen. 

�o  Insbesondere aufgrund der verkehrsgünstigen Lage der Gemeinde Bernsdorf 
an der B 173 steigt die Nachfrage nach Wohnlandflächen. 

 
Siedlungswesen 
G 2.2.1.1 Die Neuinanspruchnahme von Freiflächen für Siedlungs- und Verkehrs-
zwecke soll in allen Teilräumen Sachsens vermindert werden. Bei der Neuinan-
spruchnahme von Flächen für Siedlungs- und Verkehrszwecke soll bei Kompen-
sationsmaßnahmen vorrangig auf eine Entsiegelung hingewirkt werden. 

�o  geeignete Entsiegelungsflächen stehen in der Gemeinde nicht zur Verfügung. 
Als Kompensation für den Eingriff in Natur und Landschaft sind Gehölz-
pflanzungen und die Anlage einer Blühwiese geplant. 

 
Z 2.2.1.3 Die Festsetzung neuer Wohnbaugebiete soll in zumutbarer Entfernung zu 
den Versorgungs- und Siedlungskernen erfolgen. 

�o  Es bestehen mehrere Einkaufsmöglichkeiten im Zentrum von Lichtenstein/Sa. 
(Edeka, rewe etc.) bzw. im nahegelegenen Gewerbegebiet Auersberg. 

 
Z 2.2.1.4 Die Festsetzung neuer Baugebiete außerhalb der im Zusammenhang 
bebauten Ortsteile ist nur in Ausnahmefällen zulässig, wenn innerhalb dieser 
Ortsteile nicht ausreichend Flächen in geeigneter Form zur Verfügung stehen. 
Solche neuen Baugebiete sollen in städtebaulicher Anbindung an vorhandene im 
Zusammenhang bebaute Ortsteile festgesetzt werden. 

�o  Die beiden Wohngebiete in Bernsdorf (Wohngebiet I und II) sind belegt. 
Weitere Flächen stehen im Gemeindegebiet nicht zur Verfügung. Somit ver-
bleibt der Gemeinde als Träger der Bauleitplanung die Berechtigung Satz-
ungen nach § 34 Abs. 4 BauGB zu erlassen. 

 
Z 2.2.1.6 Eine Siedlungsentwicklung, die über den aus der natürlichen Bevölker-
ungsentwicklung, aus den Ansprüchen der örtlichen Bevölkerung an zeitgemäße 
Wohnverhältnisse sowie den Ansprüchen ortsangemessener Gewerbebetriebe und 
Dienstleistungseinrichtungen entstehenden Bedarf (Eigenentwicklung) hinausgeht, 
ist nur in den Zentralen Orten gemäß ihrer Einstufung und in den Gemeinden mit 
besonderer Gemeindefunktion zulässig. 

�o  Die Gemeinde Bernsdorf ist Mitglied des Städteverbundes Sachsenring und 
im Landesentwicklungsplan 2013, Karte 1 Raumstruktur als zentralörtlicher 
Verbund eingestuft. Mit der Änderung der Klarstellungs- und Ergänzungs-
satzung handelt die Gemeinde im Sinne des Ziels Z 2.2.1.6 LEP. 

 
Z 2.2.1.9 Eine Zersiedelung der Landschaft ist zu vermeiden. 

�o  Die Gemeinde Bernsdorf verfolgt das Ziel, eine Zersiedelung in die Land-
schaft zu vermeiden und favorisiert deshalb den Standort im Anschluss an 
vorhandene Wohnbauflächen, an dem eine gesicherte Erschließung 
gegeben ist. Eine fingerförmige Entwicklung in die freie Landschaft findet 
somit nicht statt. Es wird durch die Bebauung sinnvoll ergänzt und städte-
baulich abgeschlossen. 
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Stadt- und Dorfentwicklung 
G 2.2.2.2 Die Entwicklung der Städte und Dörfer soll so erfolgen, dass 

- das historische Siedlungsgefüge angemessen berücksichtigt,  
- die Innenstädte beziehungsweise Ortskerne der Dörfer als Zentren für Wohnen, 

Gewerbe und Handel, Infrastruktur und Daseinsvorsorge gestärkt und weiter-
entwickelt, 

- Brachflächen einer neuen Nutzung zugeführt, 
- eine energiesparende und energieeffiziente, integrierte Siedlungs- und Ver-

kehrsflächenentwicklung gewährleistet, 
- die gesundheitlichen Belange der Bevölkerung berücksichtigt sowie  
- beim Stadt-, beziehungsweise Dorfumbau bedarfsgerecht sowohl Maßnahmen 

zur Erhaltung, Aufwertung, Umnutzung, zum Umbau und Neubau als auch zum 
Rückbau umgesetzt werden. 

 

�o  Die Ergänzungsflächen befinden sich im Anschluss an die geschlossene Bebau-
ung. In der Gesamtbetrachtung des Siedlungsbildes stellen die geplante Bebau-
ungen sinnvolle Abrundungen des Siedlungskörpers dar. Der Innenbereich wird 
maßvoll ergänzt, ohne dass eine raumgreifende Entwicklung in den Außen-
bereich erfolgt. 

 
Stadt- und Dorfentwicklung 
G 2.2.2.5 Die Dorfentwicklung soll so erfolgen, dass die historisch gewachsenen 
Siedlungsstrukturen und typischen Baustile und Bauweisen unter Berücksichtigung 
zeitgemäßer Anforderungen sowie der regionaltypischen Ausstattung bewahrt und 
weiterentwickelt werden. Dabei sollen auch die Belange der Landwirtschaft in ange-
messener Weise berücksichtigt werden. 

 

�o  Gemäß § 34 Abs. 1 ist das Vorhaben nur zulässig, wenn es sich nach Art und 
Maß der baulichen Nutzung, der Baugrenze und der Grundstücksfläche, die 
überbaut werden soll, in die Eigenart der näheren Umgebung einfügt. 

 
Regionalplan Region Chemnitz 
Regionalpläne werden auf der Grundlage des Raumordnungsgesetzes des Bundes 
(ROG), des Gesetzes zur Raumordnung und Landesplanung des Freistaates 
Sachsen (Landesplanungsgesetz - SächsLPlG) und des Landesentwicklungsplans 
des Freistaates Sachsen (LEP 2013) aufgestellt. 
 
Das Planungsgebiet ist die Planungsregion Chemnitz-Erzgebirge, die durch 
Zusammenschluss der Regionen Chemnitz-Erzgebirge und Südwestsachsen sowie 
Teilen der Region Westsachsen (Landkreis Mittelsachsen) hervorgegangen ist und 
seit dem 01.08.2008 besteht. Inzwischen erfolgte die Neuaufstellung des Regional-
plans für die Region Chemnitz (Satzungsbeschluss vom 20.06.2023). Mit Bescheid 
vom 22. Februar 2024 wurde der RPl-S RC mit Ausnahmen und Maßgaben durch 
das Sächsische Staatsministerium für Regionalentwicklung (SMR) genehmigt. 
 
Die im Regionalplan Region Chemnitz RPl-S RC enthaltenen Ziele sind ent-
sprechend § 3 (1) Nr. 4 Raumordnungsgesetz (ROG) in Aufstellung befindliche Ziele 
der Raumordnung. Sie sind als sonstige Erfordernisse der Raumordnung nach § 4 
(1) ROG in Abwägungs- oder Ermessensentscheidungen zu berücksichtigen. 
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Das Hauptanliegen des Regionalplans besteht in der Rahmensetzung für eine nach-
haltige Regionalentwicklung. Dabei geht es gleichermaßen um die dauerhafte 
Sicherung der natürlichen Lebensgrundlagen, um eine optimale Entfaltung der 
räumlich differenzierten wirtschaftlichen Leistungspotenziale und die Hinwirkung auf 
möglichst gleichwertige Lebensbedingungen in allen Teilen der Region. 
 
Z 1.1.2 Im Rahmen der Siedlungsentwicklung der Region sind die Funktionen 
Wohnen - Arbeiten- Versorgen- Erholen einander so zuzuordnen, dass kurze Wege 
erhalten bleiben bzw. entstehen, räumlich bedingter Verkehrsaufwand reduziert und 
der weiteren Zersiedlung der Landschaft entgegengewirkt wird, 
 

�o  In der Gemeinde Bernsdorf steigt insbesondere aufgrund der verkehrs-
günstigen Lage an der B 173 die Nachfrage nach Wohnraum. 

 
Z 1.1.7 Die Entwicklung der Baugebiete durch die Kommunen ist hinsichtlich 
Größenordnung und Schwerpunktsetzung darauf zu richten, die Flächeninan-
�V�S�U�X�F�K�Q�D�K�P�H���L�P���$�X�‰�H�Q�E�H�U�H�L�F�K���]�X���P�L�Q�L�P�L�H�U�H�Q�����>�«�@�� 
 

�o  Die geplanten Ergänzungen befinden sich im Anschluss an die geschlossene 
Bebauung. In der Gesamtbetrachtung des Siedlungsbildes stellt die geplante 
Bebauung eine sinnvolle Abrundung des Innenbereiches dar. Der Innen-
bereich wird maßvoll ergänzt, ohne dass raumgreifende Entwicklungen in den 
Außenbereich erfolgen. 

 
G 1.1.4 Die Entwicklung der Siedlungen soll an den Prinzipien der Nachhaltigkeit 
orientiert und flächensparend erfolgen. Dabei sollen kompakte nutzungsgemischte 
Siedlungsstrukturen erhalten bzw. wiederhergestellt sowie die Besonderheiten der 
Siedlungs- und Bauformen in den jeweiligen Teilräumen berücksichtigt werden. 
Auch die Auswirkungen bei erhöhten geogenen und bergbauinduzierten Radon-
konzentrationen sollen sowohl bei der Planung von neuen als auch bei Maßnahmen 
an bestehenden Siedlungsflächen hinreichend beachtet werden. 
 
G 2.1.5.1 �>�«�@�� �8�Q�Y�H�U�P�H�L�G�E�D�U�H�� �)�O�l�F�K�H�Q�E�H�I�H�V�W�L�J�X�Q�J�H�Q�� �V�R�O�O�H�Q�� �X�Q�W�H�U�� �%�H�D�F�K�W�X�Q�J�� �E�D�X-
licher Erfordernisse in möglichst weitgehend wasserdurchlässiger Bauweise 
erfolgen (Fuß- und Radwege, Park- und Hofflächen usw.), soweit dem keine 
Wasserschutzbelange entgegenstehen. Durch Versiegelung anfallendes nicht ver-
unreinigtes Niederschlagswasser soll vorzugsweise vor Ort zur Versickerung 
gelangen. 
 

�o  Die Hinweise sind insbesondere im Zuge der Ausführungsplanung zu berück-
sichtigen. Eine wasserdurchlässige Bauweise wird in der Ergänzungssatzung 
festgesetzt. 

 
G 2.3.1.1 Die Landwirtschaft ist in allen Teilen der Region so zu erhalten und zu ent-
wickeln, dass sie ihren Aufgaben zur Sicherung der Lebensgrundlagen und zur Ver-
sorgung der Bevölkerung auch unter den Herausforderungen von Klimaveränder-
ungen bzw. des Klimawandels nachkommen und zur Schonung von Natur und 
Umwelt sowie nachhaltig zur Pflege der Kulturlandschaft beitragen kann. 
 
Z 2.3.1.2 In allen Teilen der Region ist darauf hinzuwirken, dass der Entzug von 
nutzbarer Bodenfläche durch Versiegelung mit Rücksicht auf den Erhalt der 
Existenzgrundlagen der Landwirtschaft sparsam erfolgt. 
 
�o  Regional bedeutsame Anlagen der landwirtschaftlichen Tierhaltung sind durch 

die Planung nicht betroffen. 
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Regionalplan Region Chemnitz 
Ausweisungen Ergänzungsflächen 

Karte 1: Raumnutzung 
Die Raumnutzungskarte entspricht den Ausweisungen des rechtskräftigen Regionalplanes. 

           

Regionaler Grünzug - E 10 
Vorbehaltsgebiet Hochwasser (Risikobereich) - E 15, E 16 (teilweise) 
angrenzend Vorranggebiet Hochwasser (Überschwemmungsbereich, Risikobereich), 
Vorranggebiet Wasserversorgung �± E 16 

Karte 2: Siedlungswesen 
--- 

Karte 3: Raumstruktur 

           

�=�H�Q�W�U�D�O�|�U�W�O�L�F�K�H�U���9�H�U�E�D�Q�G���Ä�6�W�l�G�W�H�Y�H�U�E�X�Q�G���6�D�F�K�V�H�Q�U�L�Q�J�³; Verdichtungsraum zwischen Zwickau 
und Chemnitz; Regional bedeutsame Verbindungs- und Entwicklungsachse zwischen 
Zwickau und Chemnitz 












































































































